Wien, Donnerstag den 10. Februar 1881. 


XIV. Jahrgang. Nr. 6. 


Oeſterreichiſche 


eitſchrift a. Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 


Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in d 


as Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jayrlich 8 Mart. 


volle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Vuchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben. und betragt 
Rei gefälligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 


Vielfachen Wünſchen unſerer P. T. Abonnenten entſprechend, 
haben wir für die „Zeitſchrift für Verwaltung“ eine ein⸗ 


fache, aber elegante I 
Einbanddecke 

anfertigen laſſen. Dieſelbe iſt durch die Adminiſtration für den Preis 
von 85 kr. per Baud (franco per Kreuzband bei Vorauseinſendung mittelſt 
Anweisung 1 fl. ö. W.) zu beziehen. Bei Beſtellungen bitten wir, an— 
zugeben, für welche Jahrgänge je eine Decke gewünſcht wird. 
Die Adminiſtration der „Zeitſchrift für Verwaltung“. 
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nhalt. 


Die Organiſation der Gerichtsbarkeit in Streitfällen aus dem 
Lohnverhältniſſe. Zugleich ein Beitrag zur Reform der Gewerbe 
ordnung. Von Dr. Val. Pogatſchnigg. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Zur Lehre von der Competenz der Behörden bei Erſatzforderungen in Waſſer⸗ 
rechtsſtreitigkeiten. . j { 

Commiſſionskoſtentheilung, wenn die Commiſſſon im beiderjeitigen Intereſſe 
und ohne conſtatirtes Verſchulden der einen oder anderen Partei vorgenommen 
wurde. 

Wegen Beſchädigung von „Grabſtätten“ ($ 306 St. G.) iſt auch Derjenige zu 


vierzehn Tage darnach zunächſt bei dem Gemeindevorſtande anhängig 


richter anhängig 


beſtrafen, welcher auf Grabern angebrachte Kreuze ausreißt oder zerichlägt. | 


Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Die Drganifation der Gerichtsbarkeit in Streitfüllen 
aus dem Tohnverhältniſſe. 


Ingleich ein Beitrag zur Reform der Gewerbeordnung. 
Von Dr. Val. Pogatſchnigg. 


In dem reichgegliederten Organismus der Jurisdictionen unſeres 
Staates haben die Streitfälle aus dem Dienſt- und Arbeitsverhältniſſe, 
die ſogenannten Lohnſachen, eine ganz eigenthümliche Vertheilung gefunden. 
Je nachdem es ſich um dieſe oder jene Kategorie des dienenden Per⸗ 
ſonales handelt, hat das Geſetz dieſe oder jene Behörde zu deren Ent- 
ſcheidung beruſen. Im Streite der Dienſtboten mit ihren Dienſtgebern 
iſt, ſo lange das Dienſtverhältniß noch beſteht, zunächſt der Gemeinde⸗ 
vorſtand die zuſtändige Gerichtsſtelle; erſt nach Ablauf von dreißig 
Tagen nach dem Aufhören des Dienſtverhältniſſes rückt die Agende 


unter die Zuſtändigkeit des ordentlichen Richters. Im Falle ein ſolcher 


Streit zwischen der Gemeinde und dem von ihr beſtellten Viehhirten 
eutſtünde, erſcheint die politiſche Behörde zu deſſen Entſcheidung berufen. 


Streitigkeiten zwiſchen dem Weingartenbeſitzer und ſeinen Winzern (in 


Steiermark ꝛc., müſſen während der Dauer des Rechtsverhältniſſes und 


gemacht werden, nach deſſen erfolgloſen Vergleichsverſuchen die Gerichts- 
barkeit der „dazu berufenen Behörde“ platzgreift; außerdem beſteht hier 
noch die Inſtitution eines Schiedsgerichtes zur Judicatur über die 
Größe von Entſchädigungen und Vergütungen für den Fall, als Dienſt— 
geber und Winzer ſich nicht zu einigen vermögen. Streitigkeiten zwiſchen 
Oekonomiebeſitzern und ihren Wirthſchaftsbeamten gehören vor die Com- 
petenz der Gerichte. Bei Lohnſtreitigkeiten der Arbeiter in Bergwerken 
entſcheidet dieſelbe Gerichtsſtelle. Streitigkeiten des Hilfsperſonales mit 
den Inhabern der Gewerbe ſind, wenn ſie während der Dauer des 
Dienſt⸗ und Lehrverhältniſſes oder wenigſtens vor Verlauf von dreißig 
Tagen nach deſſen Aufhören angebracht werden, wenn der Gewerbe— 
treibende einer Genoſſenſchaft angehört, von der Genoſſenſchaftsvorſtehung, 
und wenn ein ſolcher Verband für das betreffende Gewerbe nicht beſteht, 
von der politiſchen Behörde zu verhandeln und zu entſcheiden. Für die 
Streitigkeiten der Arbeiter in Fabriken beſtehen noch ſpecielle Gewerbe— 
gerichte. Arbeiter und Gehilfen jener Geſchäfte und Unternehmungen, 
welche zwar gewerbsmäßig betrieben werden, aber nicht der Herrſchaft 
der Gewerbeordnung unterſtehen (3. B. Apotheken ꝛc.), müſſen ihre 
Streitigkeiten aus dem Dienſtverhältniſſe bei dem ordentlichen Civil— 
machen. Bezüglich der Handelsgehilfen wieder und 
den andern in den Geſchäften protokollirter Firmen verwendeten Per- 
foren, welche nicht Geſindedienſte verrichten, iſt die Handelsgerichts— 


barkeit ſtatuirt. — Es judiciren demnach in Streitfällen aus dem Dienſt⸗ 


ordentlichen allgemeinen Bezirksgerichten 


ſchaftsvorſtänden, Winzerſchiedsgerichten, 


und Arbeitsverhältniſſe Organe der Verwaltung (dev Selbſtverwaltung 
in den Gemeinde- und Genoſſenſchaftsvorſtänden, der Staatsverwaltung 
in den politiſchen Bezirksbehörden) neben Organen der Rechtspflege, den 
und den ſpeciellen außer⸗ 
ordentlichen Gewerberichtern. In dieſen Jurisdictionen find entweder nur 
Laienelemente als Richter thätig, wie bei den Gemeindeämtern, Genoſſen⸗ 
Gewerbegerichten, oder fach⸗ 
männiſch gebildete Rechtskundige, wie bei den Bezirks- und dann in 
den Handelsgerichten und bei den k. k. politiſchen Behörden. Einzelne 
dieſer Gerichtsſtellen fungiren mit Ausſchluß der Competenz anderer zur 
Entſcheidung in derſelben Sache mitberufener Stellen, wie dies bei den 
k. k. Bezirksgerichten für die Streitigkeiten der Bergarbeiter und des 
gewerblichen Hilfsperſonales der nicht der Gewerbeordnung unterftehen- 
den Geſchäfte u. ſ. w. der Fall iſt; oder es kann neben der zunächſt 
autoriſirten Jurisdiction noch die Competenz einer anderen Stelle in 
Anſpruch genommen werden, wie bei Lohnſachen des häuslichen Geſindes, 
des land- und forſtwirthſchaftlichen Arbeitsperſonales, der gewerblichen 
Arbeiter und Gehilfen, deren Streitigkeiten ſowohl bei dem Gemeinde— 
oder Genoſſenſchaftsvorſtande, beziehungsweiſe der politiſchen Behörde, 
als auch bei den ordentlichen Gerichten zur Austragung anhängig gemacht 
werden können. Entſprechend dieſer verſchiedenartigen Zutheilung ſind 
denn auch die oberen Inſtanzen ſehr verſchieden und mannigfaltig, 
welche dieſe Streitſachen zu entſcheiden haben, wenn gegen die Erkennt⸗ 
niſſe der erſten Inſtanzen Recurſe eingebracht werden. 


Dieſe Menge und Mannigfaltigkeit der zur Jurisdietion in gleichen 
Fällen berufenen Organe läßt ſich nur hiſtoriſch begreifen. Aehnlich wie 
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oft bei älteren Monumentalbauten jedes Jahrhundert ein Stück nach 


ſeinem Stile und Geſchmack zur Vollendung brachte, ohne auf den Stil 
der erſten Anlage zu achten, hat hier der Geſetzgebung verſchiedener 
Perioden nach verſchiedenen Grundſätzen gewaltet. Die wechſelnden 
Bedürfniſſe der unmittelbaren Gegenwart allein im Auge, übertrug 
man in dieſer Periode die Jurisdiction in Lohnſtreitigkeiten dieſer 
Kategorie von Arbeitern an dieſes, in einer ſpäteren an jenes Organ. 


Als ein Reſt der wohlwollenden Fürſorge des abſoluten Staates, 


welcher dem Dienſt⸗ und Arbeitsperſonale die Wohlthat einer raſchen 


und billigen Juſtiz ſichern wollte, ragt die durch den 8 102 des kaiſer⸗ 


lichen Patentes vom 20. December 1859, R. G. Bl. Nr. 227, ein⸗ 


geführte Judicatur der Genoſſenſchaftsvorſtände und politiſchen Behörden 


in den Organismus der Behörden und Stellen des modernen conſtitu- 


tionellen Staates herüber, in welchem nach einem grundgeſetzlich pro— 
clamirten Principe die Juſtiz von der Verwaltung getrennt ſein ſollen 
und größtentheils auch bereits aus einander getreten ſind. Aus derſelben 
Periode rührt auch die im § 68 der Civiljurisdictionsnorm vom 


20. November 1852, R. G. Bl. Nr. 251, geregelte Zuweiſung der 


Streitigkeiten der Bergarbeiter an die Jurisdiction der Bezirksgerichte 
her. Eine Schöpfung der neueren handelsrechtlichen Geſetzgebung wieder 
iſt die ausſchließliche Competenz der Gerichte zur Entſcheidung von Streitig— 
keiten des gewerblichen Hilfsperſonales der Handelsgeſchäfte, ſie empfing 
ihre Regelung durch den Abſatz 2 des § 39 des Einführungsgeſetzes 


zum Handelsgeſetzbuche vom 17. December 1862. Die durch die Mini⸗ 


ſterialberordnung vom 7. December 1856, R. G. Bl. Nr. 224, 
ſtatuirte Competenz der politiſchen Behörden zur Entſcheidung von 
Streitigkeiten zwiſchen Dienſtgebern und Dienſtboten innerhalb der 


Dauer des Dienſtverhältniſſes und dreißig Tage nach Ablauf desſelben 
der inzwiſchen eingetretenen Reform der Gemeinde- 


ging in Folge 
geſetzgebung in neuerer Zeit erſt an die Gemeindevorſtände über. Das 
Geſetz vom 14. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 48, erſt führte die Ge- 
werbegerichte ein, eine aus der Fremde entlehnte Inſtitution auf weſent⸗ 
lich anderer Grundlage, als ſie den übrigen Einrichtungen unſeres 
Rechtsſyſtems für ähnliche Fälle eigen iſt. 

Mag dieſer Zuſtand immerhin hiſtoriſch noch ſo begreiflich erſcheinen, 


ſo bleibt er doch ein buntſcheckiges organiſatoriches Unicum, gegen welches 
und praktiſche Bedenken ſich erheben. Zunächſt 


gewichtige theoretiſche 
mangelt bei demſelben die Gewähr einer gleichmäßigen Rechtſprechung. 
Es kann vorkommen und kommt thatſächlich gar nicht ſelten vor, daß 
der gleiche Rechtsfall hier ſo, dort anders entſchieden wird, je nachdem 
eben ein Gemeindeamt, eine Genoſſenſchaft, eine politiſche Behörde oder 


ein Gericht ihn auszutragen hatte. Solche Verſchiedenheiten der Recht- 


ſprechung ſind zwar auch bei Gerichten gleicher und einheitlicher Geſtaltung 
nicht immer zu vermeiden, aber bei letzteren vollzieht ſich doch weit 
eher eine Ausgleichung, weil ſie einmal nach gleichen Grundſätzen und 
demſelben Verfahren zu entſcheiden pflegen und andererſeits die Judicate 


einer geringen Anzahl gleichorganiſirter Obergerichte ihren uniformirenden 
Einfluß zur Geltung bringen. Der zweite Uebelſtand liegt darin, daß 
Dauer und Koſten der Rechtſprechung bei ſo verſchiedener Competenz⸗ 


beſtimmung für die verſchiedenen Kategorien des dienenden Perſonals 


verschieden ausfallen müſſen. Der Dienſtbote, deſſen Proceß bei dem 
Gemeindeamte entſchieden wird, kommt raſcher und billiger zum Ziele, 


als der Gewerbegehilfe, welcher bei einem Geſchäfte in einem entlegenen 
Orte in Verwendung ſteht und oft einen weiten Weg zu machen hat, 
um zu dem Sitze der Bezirkshauptmannſchaft zu gelangen, welcher die 
Entſcheidung ſeines Streitfalles zuſteht. Alle dieſe finden aber bei der 
dermaligen Organiſation einen Richter, welcher ſeiner Stellung und zum 
Theile feiner Ausbildung nach für die Juris diction in derartigen Privat⸗ 
rechtsangelegenheiten nicht in zureichendem Maße qualificirt erſcheint 
und bei Gemeindevorſtehern und Genoſſenſchaftsvorſtänden außerdem 
nicht immer die wünſchenswerthe Unparteilichkeit beſitzt, um den Streit⸗ 


fall in vollkommen ſachgemäßer Weiſe austragen zu können. Freilich 
ſteht es den Dienſtboten und Gewerbegehilfen frei, die Sache dreißig 


Tage nach Ablauf des Dienſtverhältuiſſes vor den ordentlichen Richter 
zu bringen; aber dieſe Möglichkeit iſt nicht immer vorhanden, nachdem 
la die Klage ebenſo gut vom Dienſt- oder Arbeitgeber ausgehen kann, 
deſſen Intereſſe es vielleicht mehr entſpricht, die Hilfe des Gemeinde⸗ 
oder Genoſſenſchaftsvorſtandes in Anſpruch zu nehmen, als ſich mit 
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und gewerbliche Gehilfen endlich haben, wenn ſie einmal den bisherigen 
Dienſt verlaſſen und in einem anderen Orte untergekommen ſind, nicht 
immer Zeit und Mittel, um zu jenem Amte oder jener Behörde zu 
reiſen, welche nach dem Domieile des Geklagten im betreffenden Falle 
competent iſt; da der Umſtand, in einen Lohnſtreit verwickelt zu ſein, 
in den Augen mancher Leute kein empfehlendes Moment bildet, ſo 
geſchieht es, daß jene Gehilſen lieber auf ihre Anſprüche verzichten, als 
daß ſie ſich entſchlößen, den Gemeinde- oder Genoſſenſchaftsvorſtand 
ihres neuen Domicifes in Anſpruch zu nehmen. — Was die neue 
Inſtitution der Gewerbegerichte betrifft, ſo wird zwar von verſchiedenen 
Seiten nur Günftiges über dieſelben angeführt. Allein nichtsdeſtoweniger 
machen ſich auch gegen dieſe Einrichtung einzelne Bedenken geltend, 
welche nicht gleichgiltig hingenommen werden dürfen. Abgeſehen davon, 
daß die ganze Inſtitution nur ein Specialgericht darſtellt, welches lediglich 
einem kleinen Theile der Arbeiterbevölkerung, nämlich den Fabriksarbeitern, 
zu Statten kommt, ſo ſpricht auch der Umſtand gegen dieſelbe, daß in 
ihr zwei grundverſchiedene Functionen, nämlich die eines Einigungs— 
amtes und jene des Schiedsgerichtes, vereinigt worden ſind, welche, wie 
wir ſpäter hören werden, abſolut nicht zuſammengehören; außerdem 
kann die Verwendung des Laienelements der Exactheit, die collegiale 
Organiſation der Schnelligkeit der Rechtſprechung ſich kaum als ſörderlich 
erweiſen. 

Dürften dieſe Ausführungen gezeigt haben, daß der dermalige 
Zuſtand auf die Dauer nicht fortbeſtehen könne, ſo wird man auch zu— 
zugeben geneigt ſein, daß hier der reformatoriſchen Thätigkeit der Legis⸗ 
lative eine neue Aufgabe geſtellt ſei. Mag die Reform der Gerichtsbar— 
keit über Lohnſachen auch nicht die Wichtigkeit mancher anderen An— 
gelegenheit beſitzen, welche zur Zeit die Geſetzgebung beſchäftigt oder 
beſchäftigen ſoll, ſo ſteht ſie doch im Kreiſe der Aufgaben, welche die 
nächte Zeit zu bewältigen haben wird, keineswegs in letzter Reihe. 
Die Neuordnung der Gerichtsbarkeit in der angedeuteten Richtung iſt 
nicht etwa nur eine Frage der juriſtiſchen Technik; käme es auf dieſes 
Moment allein an, man könnte ſie getroſt noch eine Weile ruhen laſſen. 
Allein es handelt ſich dabei um ein anderes weit belangreicheres Moment. 
Wer wüßte es nicht, daß der Dienſtbote, der Arbeiter, der ſonſtige 
Geſchäftsgehilfe dem ſelbſtſtändigen Unternehmer, dem Capitaliſten, dem 
Hausherrn gegenüber ſich nicht immer in einer vortheilhaften Situation 
befindet. Auf das Verdienſt aus der Verwerthung ſeiner perſönlichen 
Kraft und Geſchicklichkeit allein angewieſen, häufig ohne Kenntniß der 
verſchiedenen anderweits vorhandenen Arbeitsgelegenheiten oder doch 
außer Stande, von denſelben Gebrauch zu machen, iſt er, um nur 
leben zu können, mitunter gezwungen, die nächſte ſich ihm darbietende 
Verwendung zu ergreifen und ſich zu Bedingungen zu bequemen, welche 
eben mit Rückſicht auf ſeine Nothlage bereits auf das tiefſte Niveau 
von Zugeſtändniſſen geſtellt ſind. Hängt es vom Zufalle ab, ob er über- 
haupt einen Dienſt, eine Arbeit, eine Stelle findet, ſo hängt es bei 


Verhandlung und Abſchluß des Engagements vom Herrn, vom Arbeits- 


geber allein ab, für welchen Lohn und zu welchem Maße von Leiſtungen 
jener gedungen wird. Das iſt einmal ſo, und wie hart es auch ſein 
mag, gegen die rückſichtsloſen Conſequenzen des den Arbeitsmarkt beherr⸗ 
ſchenden Geſetzes über das Verhältniß von Angebot und Nachſrage kann 
ihm Niemand einen Schutz gewähren. Günſtiger geſtaltet ſich ſeine Lage, 
wenn der Kampf der Intereſſen in den Streit einander gegenüberſtehen⸗ 
der Rechtsanſprüche ſich verwandelt, wenn es gilt, auf Grund der ge— 
troffenen Abmachungen wohlerworbene Forderungen durchzuſetzen, an— 
geſonnene Verpflichtungen abzulehnen oder auf das richtige Maß zurück— 
zuführen. Denn für dieſen Fall muß ihm der Staat mittelſt ſeiner 
großen Veranſtaltung des Rechtes ebenſo Schutz gewähren, wie ſeinem 
mächtigeren Gegner. Ob die ſolcher Art gewährte ſtaatliche Hilfe eine 
volle und ausgiebige ſei, wird weſentlich dadurch beſtimmt, wie die 
Rechtspflege organiſirt iſt und insbeſondere, wem in den Fällen von 


Streitigkeiten aus dem Dienft- und Arbeitsverhältniſſe, welche ja den 
Arbeiter am häufigſten zur Anruſung der ſtaatlichen Intervention ver⸗ 


anlaſſen, die Gerichtsbarkeit übertragen iſt. Beſitzt nun die Rechtspflege 
in dieſer Hinſicht eine Organiſation, unter welcher es vorkommt, daß 
Rechtsangelegenheiten verſchiedener Kategorien des dienenden Perſonals 
verſchieden behandelt und geſchlichtet werden, daß der erflehte Rechts⸗ 
ſchutz für den einen ſchneller, für den andern langſamer, hier billiger, 
dort theurer ausfällt, ſo iſt damit ein Uebelſtand gegeben, welcher nur 
zu leicht als ſociales Unrecht angeſehen und im Falle einer Agitation 


ſeinem Anliegen an den ordentlichen Richter zu wenden. Dienſtboten zu einem Beſchwerdepunkte derſelben gemacht werden kann. Heute, wo 
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die zahlreichen beſitzloſen Elemente der Bevölkerung, welche als | ob überhaupt der Rückſtau Urſache war, daß die Realität des K. R. 
Geſinde, Arbeiter und Gewerbegehilfen in abhängiger Stellung dienen, unter Waſſer geſetzt wurde. Auch haben die Sachverſtänvigen. auf die 
theils durch ſich ſelbſt, theils von außen her, zum Bewußtſein ihrer Nothwendigkeit der endlichen Regulirung des Kirchbaches verwieſen. 
Lage gelangt ſind, und die Gegenſätze der Claſſen immer ſchroffer zu Die Bezirkshauptmannſchaft hat in ihrer Entſcheidung angenommen, 
werden drohen, muß aus den ſtaatlichen Einrichtungen, ſei es der Juſtiz daß durch die unnöthige Durchbrechung des Kirchbachdammes Rerurrent 
oder der Verwaltung, ſorgſam Alles ausgeſchieden werden, was nur im eine nach 8 69 des Waſſerrechtsgeſetzes zu behandelnde Uebertretung 
Entfernteſten den Schein einer ungleichartigen Behandlung der Claſſen begangen habe, welche aber nach $ 74 wegen Verjährung nicht weiter 
zu erzeugen vermag und damit nicht nur das Vertrauen in die Unpartei⸗ zu unterſuchen und zu beſtrafen ſei; dadurch werde aber nach 5 74, 
lichkeit des Staates erſchüttert, ſondern auch der den Claſſenhaß uner- Abſ. 2 die dem K. R. nach 8 72 obliegende Erſatzpflicht nicht berührt. 
müdlich ſchürrenden Agitation neue Handhaben lieſert. Dieſer Zuſammen- Die Landesregierung hat die Entſcheidung — und zwar weſentlich 
hang mit der die Gegenwart beherrſchenden ſocialen Frage iſt es alſo, aus deren Gründen — beſtätigt. h ’ 

was der angeregten Reform eine ganz actuelle Bedeutung verleiht und Was nun die Eompetenz der Verwaltungsbehörden in der ſrag⸗ 
ſie zu einer dringenden legislativen Aufgabe geſtaltet. lichen Angelegenheit betrifft, ſo kann es wohl keinem Zweifel unterliegen, 

Aus dieſem Grunde wollen wir denn auch den Verſuch machen, daß, wenn es ſich um die Beſeitigung einer eigenmächtig vorgenommenen 
unſerer vorausgegangenen Darlegung und Kritik des dermaligen Zuſtandes Neuerung oder Nachholung einer unterlaſſenen Arbeit, alſo in beiden 
eine Erörterung der Frage folgen zu laſſen, nach welchen Geſichtspunkten Fällen um auszuführende Waſſerbauten, Arbeiten oder Herſtellungen 
und in welcher Weiſe die Neuordnung der Jurisdiction in Lohnſtreitig- handeln würde, welche ſchon ihrer Natur nach unter das Waſſerrechts⸗ 
keiten bewerkſtelligt werden ſolle. geſetz fallen, auch die Verwaltungsbehörden im Sinne des § 72 die 

(Schluß folgt) entſprechenden Verfügungen unabhängig von der Unterſuchung und Be⸗ 

= “ ſtrafung der begangenen Uebertretung zu treffen hätten. Im vorliegen- 
den Falle aber handelt es ſich nur um den Erſatz des Schadens, welchen 
die Gemeinde D. durch die in erſter Linie ihr obliegende und von ihr 
auch bereits bewerkſtelligte Wiederherſtellung des beſchädigten Brücken⸗ 
kopfes erlitten hat. Ueber derlei Erſatzauſprüche haben die politiſchen 
Behörden nach den allgemein geltenden ſtrafrechtlichen Grundſätzen nur 
dann zu entſcheiden, wenn ein Strafurtheil gefällt wird. 

Im vorliegenden Falle aber wurde die Unterſuchung wegen Ver— 
jährung eingeſtellt, und es war daher die Erſatzfrage auf den Civil— 
rechtsweg zu verweiſen, weshalb die Entſcheidung wegen Incompetenz 
der Verwaltungsbehörden behoben werden mußte. 

Was die im politiſchen Verfahren aufgelaufenen Commiſſionskoſten 
betrifft, ſo kommt zu erwägen, daß die Commiſſion in Folge der Ent— 
ſcheidung der Landesſtelle vom 10. April 1880, 3. 2014, zur vor- 
läufigen Klarſtellung des Sachverhaltes, alſo im beiderſeitigen Inter— 
eſſe und ohne genau conſtatirtes Verſchulden der einen oder der anderen 
Partei, vorgenommen wurde, daher die Theilung dieſer Koſten im Sinne 
des § 98, Abſ. 2 Waſſerrechtsgeſetz zu verfügen war. E—e. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Zur Lehre von der Competenz der Behörden bei Erſatzforderungen 
in Waſſerrechtsſtreitigkeiten. 


Commiſſionskoſtentheilung, wenn die Commiſſion im beiderſeitigen 
Intereſſe und ohne coniratirtes Verſchulden der einen oder anderen 
Partei vorgenommen wurde. 

Die Bezirkshauptmannſchaſt S. und die Landesſtelle K. haben 
übereinſtimmend den Kaſpar R. verhalten, der Gemeinde D. die Koſten 
der Herſtellung des beſchädigten Kirchbach-Brückenkopfes im Betrage 
von dreißig Gulden zu erſetzen und die Commiſſionskoſten zu tragen. 
Die unteren Inſtanzen ſtützen ihre Entſcheidungen darauf, daß nach 
eigenem Geſtändniſſe des Recurrenten und nach Ausſage der Zeugen 
Recurrent am 28. November 1878 anläßlich der Hochwäſſer eigen— 
mächtig den Kirchbachdamm nächſt dem Brückenkopfe an der Zufahrtsſtraße 
eingeriſſen und durchgeſtochen und dadurch Brückenkopf und Zufahrts⸗ 
ſtraße beſchädigt habe und daß Recurrent zu dieſem eigenmächtigen Vor— 
gange gar keinen Anlaß gehabt habe, indem ſeine Realität nicht bedroht 
geweſen ſei. 

K. R. bringt in ſeinen Recurſen vor, daß ſeine Realität aller— 
dings bedroht geweſen ſei, daß die Beſchädigung des Brückenkopfes 
nicht einzig und allein dem Durchſtich zuzuſchreiben ſei und daß die 
Gemeinde, weil ſie den Kirchbach nicht regulirt habe, zahlen müſſe. freiſprechendes Urtheil des Kreisgerichtes Rovigno vom 19. Mai 1880, 

Weiters beſtreitet der Recurrent die Competenz der politiſchen Z. 115, verhandelt. Den Ausführungen des Generalprocurators 
Behörden für den vorliegenden Fall und bittet um Abänderung der unteren | Dr. Glaſer ſich anſchließend, hat der Caſſationshof das Urtheil ver— 
Entſcheidungen. nichtet und, in der Sache ſelbſt mit Entſcheidung vom 6. November 

Das Ackerbauminiſterium hat laut Entſcheidung vom 1. Jänner 1880, 3. 8536, erkennend, den Angeklagten des im $ 306 St. G. erwähn⸗ 
1881, 3. 10.274 ex 1880, über den Miniſterialrecurs des K. R. | ten Vergehens ſchuldig erklärt. — Gründe: 
in D. die Entſcheidung der k. k. Landesſtelle, inſoweit mit derſelben Die Nichtigkeitsbeſchwerde ſtützt ſich auf den $ 281, Z. 9 lit, 4 
Recurrent zur Zahlung des Koſtenerſatzes per 30 fl. verhalten wurde, der St. P O., indem fie geltend macht, daß der im $ 306 St. G. 
wegen Incompetenz der Verwaltungsbehörden behoben und in Bezug gebrauchte Ausdruck „Grabſtätten“ auch die Kreuze mit umfaſſe. Dieſe 
auf die Commiffionsfojten im Betrage per 32 fl. 63 kr. erkannt, daß Beſchwerde iſt gegründet. Der Gerichtshof erſter Inſtanz hat als erwieſen 
die Hälfte dieſer Koſten vom Recurrenten, die andere Hälſte aber von angenommen, daß der Angeklagte, aufgeregt durch W ingenuß, welcher 
der Gemeinde D. zu bezahlen ſeien. — Gründe: ihn jedoch nicht in einen Zuſtand voller Berauſchung verſetzte, aus Muth— 

Der durch das Hochwaſſer am 28 und 29. November 1878 willen auf dem Friedhofe in Parenzo die daſelbſt auf mehreren Gräbern 
beſchädigte Brückenkopf wurde von der Gemeinde D. durch einen Accor- in der Erde befeſtigten Kreuze umgeſchlagen und beſchädigt habe. Trotz— 
danten um den Betrag per 30 fl. hergeſtellt. Die Gemeinde D. hat dem wurde der Angeklagte freigeſprochen, weil der Gerichtshof annahm, 
hernach den Erſatz dieſer Koſten vom Recurrenten aus dem Titel eines daß unter einer Grabſtätte im Sinne des Geſetzes einzig und allein 
ihm zur Laſt liegenden Verſchuldens, begangen durch die von ihm vor- der Raum verſtanden werden könne, welcher unmittelbar beſtimmt iſt, 
eilig bewirkte Durchſtechung eines Bachdammes, in Anſpruch genommen. den menſchlichen Leichnam in ſich aufzunehmen. Für dieſe feine Auffaſſung 
Die Landesregierung hat zur Klarſtellung des Sachverhaltes vorerſt macht er geltend: es ergebe ſich aus den übrigen Beſtimmungen des 
eine commiſſionelle Verhandlung angeordnet. Bei derſelben, ſowie auch $ 306 St. G., daß derſelbe, abgeſehen von den daſelbſt erwähnten 
ſchon in früheren Eingaben, hat R. angegeben, daß das Hochwaſſer gewinnſüchtigen Entwendungen, nur ſolche Thatſachen vor Augen habe, 
bereits in fein eigenes Haus eingedrungen ſei und daß er nur in der welche die öffentliche Geſundheitspflege (salute pubblica) verletzen, zu— 
Nothlage, um ſein Haus zu retten, den Bachdamm durchgegraben habe, mal die Thatſachen, durch welche die Religion beleidigt werden kann, 
um weiterem Rückſtau vorzubeugen. Die Sachverſtändigen gaben bei der bereits im $ 303 St. G hehandelt find. Allein die Strafbeſtimmung 
commiſſionellen Verhandlung an, daß die Durchgrabung voreilig war, des § 306 hat ihren Platz nicht unter den Vergehen gegen die Sicher⸗ 
bemerkten aber, daß, nachdem die Waſſergefahr zur Nachtzeit eingetreten heit der Geſundheir, d. i. im IX. Hauptſtücke des II. Theiles des 
ſei, R. und ſeine Zeugen gar nicht in der Lage waren, zu beurtheilen St. G., ſondern im V. Hauptſtücke desſelben unter den Vergehen und 


Wegen Beſchädigung von „Grabſtätten“ (§ 306 St. G.) iſt auch 
Derjenige zu beſtrafen, welcher auf Gräbern angebrachte Kreuze 
ausreißt oder zerfchlägt. 

Bei der am 6. November 1880 unter dem Vorſitze des Hofrathes 
Ritter von Pazelt abgehaltenen öffentlichen Sitzung des Caſſationshofes 
wurde über eine Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft gegen ein 


j ¹ rr V r d  — 


Uebertretungen gegen die öffentliche Ruhe und Ordnung gefunden und 
iſt demjenigen Paragraph unmittelbar angereiht, welcher, nach An⸗ 
führung der ausſchließlich gegen die Religion gerichteten ſtrafbaren 
Handlungen (Ss 303 und 304), die idealen Grundlagen des Staates 
und der Geſellſchaft, gleichviel, ob fie auch eine religibſe Weihe empfingen 
oder nicht, ſchützen ſoll (S 305). Schon hieraus ergibt ſich, daß der 
gleiche Geſichtspunkt auch für die Beſtimmung des $ 306 St. G. maß⸗ 
gebend war, und daß das Geſetz die daſelbſt erwähnten Handlungen 
ſowohl wegen der Verletzung des religiöſen Gefühles, welche in der 
Regel mit ihnen verbunden iſt, als wegen der in ihnen enthaltenen 
Verleugnung des Menſchengefühles und der guten Sitte, endlich auch 
wegen der durch fie begründeten Kränkung des Pietätsgefühles der Familien— 
angehörigen für ſtrafwürdig erklärt. Dazu kommt noch, daß der $ 306 
ausdrücklich neben der Beſchädigung der Grabſtätten von der Eröffnung 
der Gräber ſpricht und dabei dieſes letztere Wort in jenem engeren 
Sinne gebraucht, welchen das Urtheil dem Ausdrucke „Grabſtätte“ bei— 
mißt. Es kann daher keinem Zweifel unterliegen, daß das Geſetz auch 
die Beſchädigung derjenigen Gegenſtände, welche mit dem Grabe zu dem 
Zwecke in Verbindung gebracht ſind, um die Individualität des darin 
Beerdigten erkennbar zu machen, das Grab als ſolches zu bezeichnen, 
oder den religiöſen Gefühlen und der pietätsvollen Erinnerung der 
Hinterbliebenen Ausdruck zu geben, als Beſchädigung der „Grabſtätte“ 
ſelbſt augeſehen wiſſen wollte. ... Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. III. Quartal. 


Verordnungen für die öſterreichiſchen Telegraphen-Aemter. 
Nr. 9. Ausgeg. am 10. Juli. 
Einführung pneumatiſcher Correſpondenzkarten mit bezahlter Antwort 
und Regelung des pneumatiſchen Localverkehres in Wien. Z. 18.979. 
Beſtimmung des Annahmewerthes der 20 Franesſtücke (Napoleond'or) bei 
den k. k. Telegraphen⸗Caſſen für den Monat Juli 1880. Z. 19.195. 16. Juni. 
Nr. 10. Ausgeg. am 6. Auguſt. 
Ausgabe eines neuen ausländischen Telegraphen-Stations-Verzeichniſſes. 
83. 22.543. 28. Juli. 
Beſtimmung des Annahmewerthes der 20 Francsſtücke (Napoleond'or) bei 
den k. k. Telegraphen-Caſſen für den Monat Auguſt 1880. 3. 22.906. 16. Juli. 


Nr. 11. Ausgeg. am 12. Auguſt. 

Abſtellung der ungebührlichen Aufrechnung von Beſtellgebühren, der 
mangelhaften Ausfertigung und Aufbewahrung der Empfangsſcheine über beſtellte 
Telegramme und der mangelhaften Evidenz im Depeſchen-Eingangs- und Dienft- 
Depeſchen⸗Verzeichniſſe hinſichtlich des Beſtellgebührenbezuges. Z. 24.155. 30. Juli. 

Nr. 12. Ausgeg. am 16. Auguſt. 

Hinausgabe der auf Grund des Londoner Telegraphen-Reglements ab⸗ 
geſchloſſenen Telegraphen-Uebereinkommen zwiſchen Oeſterreich-Ungarn einerſeits, 
der Schweiz, Italien, Serbien, Rumänien und Rußland anderſeits, der zwiſchen 
der öſterreichiſch-unzariſchen und bosniſch-herzegowiniſchen Telegraphen⸗Verwaltung 
beſtehenden Vereinbarungen und einer neuen Auflage des Telegraphen-Ueberein⸗ 
kommens mit Deutſchland vom 2. Februar 1879. Z. 25.425. 7. Auguſt. 

Nr. 13. Ausgeg. am 13. September. 

Beſtimmung des Annahmewerthes der 20 Francsſtücke (Napoleond'or) 
be h 
17. Auguſt. 


bei 
Telegraphen⸗Caſſen für den Monat September 1880. Z. 26.495. 


Nr. 14. Ausgeg. am 25. September. 
Aufhebung der Beſtimmung über die Annahme der 20 Franesſtücke bei 
den Telegraphen⸗Caſſen nach dem Durchſchnittscurſe. Z 11.733. 15. September. 


Beilage zum Telegraphen-Verordnungsblatte. 
Nr. 10. Ausgeg. am 10. Juli. 


Nr. 11. Ausgeg. am 16 Juli. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphen-Stationen. Z. 20736. 
Ergänzung des Liniennetzes. 2. Juli. 

Nr. 12. Ausgeg. am 21. Juli. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphen⸗Tarife. Z. 144.38. 

Nr. 13. Ausgeg. am 11. Auguſt. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphen⸗Stationen. Z. 20529. 
Ergänzung des Liniennetzes. 26. Juli. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


| Nr. 14. Ausgeg. am 3. September. 
A 


} Nr. 15. Ausgeg am 10. September. 

| Aenderungen zum allgemeinen Telegraphen-Tarife. Z. 24.560. 

| Nr. 16. Ausgeg. am 15. September. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphen-Stationen. Z. 28.074. 
Ergänzung des Liniennetzes. 4. September. 


Poſt⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. k. 
Handelsminiſteriums. 
Nr. 38. Ausgeg. am 2. Juli. 

Hinausgabe eines neuen Briefpoſt-Tarifes. H-M. Z. 19.394. 20. Juni. 

Dampfſchiff⸗Verbindung zwiſchen Liverpool und der Weſtküſte von Afrika. 
H.⸗M. Z. 19.621. 21. Juni. 

Verlegung der k. k. Lloyd-Poſtexpedition Dulcigno nach S. Giovanni di 
Medua. H.⸗M. Z. 19.616. 22. Juni. 

Nr. 39. Ausgeg. am 7. Juli. 

Verbot der Zeitung „Zastava“. H.⸗M. Z. 20.828. 2. Juli. 

Errichtung des Poſtbureau zu La Plaine und Aufhebung eines ſolchen zu 
Hard bei Affoltern in der Schweiz. H.-M. 3 19.743. 26. Juni. 

Erweiterung des Poſtanweiſungsdienſtes bei den Poſtämtern in Wien: 
Favoriten, Südbahnhof, Weſtbahnhof, Nordbahnhof, Nordweſtbahnhof, Franz 
Joſeph⸗Bahnhof, Staatsbahnhof, ferner in den Vororten Hietzing, Döbling, Meid- 
ling, Nußdorf, Ottakring, Simmering und Währing. H.-M. 3 4189 ex 1877. 
29. Juni. 


(Fortſetzung folgt.) 


| 
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Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Seetionschefs 
bekleideten Miniſterialrath im Miniſterium für Cultus und Unterricht Dr. Karl 
Freiherrn v. Lemayer und den Advocaten und Reichsraths-Abgeordneten Dr. 
Anton Meznik zu Räthen des Verwaltungsgerichtshofes ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe und Finanzdirector in Trieſt Georg 
5 v. Plenker das Ritterkreuz des k. öſterr. Leopold-Ordens tarfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Finanzminiſterium Dr. 
Maximilian Chiari taxfrei den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath Hieronymus Hof in Brixen zum 
Oberfinanzrath der Tiroler Finanz-Landesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmännern Ludwig Fürſten Fodzia— 
Poninski in Tarnow, Eugen Ritter v. Kuczkowski in Kolomea und Alfred 
Ritter v. Madurowicz in Tarnopol den Titel und Charakter von Statthalterei— 
räthen taxfrei verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Oberbergverwalter Paul Potiorek zu Raibl 
taxfrei den Titel und Charakter eines Bergrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bergverwalter Hugo Preuß zu Raibl den 
Titel eines Oberbergverwalters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe der Bukowinger Landesregie⸗ 
ii Wilhelm Klimeſch anläßlich deſſen Penſiomrung den Adelſtand taxfrei 


verliehen. 5 
Seine Majeſtät haben dem penfionirten Finanzeommiſſär der General: 
direction der Tabakregie Peter Vitta den Titel eines Finanzſecretärs verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Dikaſterial⸗Bauingenieur Alois Liſſek in Wien 
den Titel und Charakter eines Bauoberingenieurs verliehen. 
Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
im Miniſterium des Junern in Verwendung ſtehenden Bezirkscommiſſär Karl 
Truxa und den Miniſterialconcipiſten Alfons Grafen Aichelburg zu Mini- 
ſterial⸗Viceſecretären im Miniſterium des Innern ernannt. 
Der Finanzminiſter hat den Finanzwach⸗Oberinſpector Dr. Hermann 
| Danner zum Finanzrathe der Innsbrucker Finanz⸗Landesdirection ernannt. 
Der Finanzminifter hat im Perſonalſtande der Staatsſchuldencaſſe die 
Adjuncten Joſef Dullinger und Matthäus Haag zu Hauptcaſſieren ernannt. 


Erledigungen. 
Oberrechnungsrathsſtelle mit der ſiebenten Rangsclaſſe bei der Bukowinger 
Landesregierung, bis 15. Februar. (Amtsbl. Nr. 26.) 
Lotto-Oberamts⸗Officialsſtelle bei den k. k. Lottoämtern mit der neunten 
Rangsclaſſe, bis 20. Februar. (Amtsbl. Nr. 28.) 
Oberingenieursſtelle bei der ſchleſiſchen Landesregierung in der achten 
Rangsclafſe, bis 5. März. (Amtsbl. Nr. 30.) 


bHiezu als Beilage: Bogen 31 und 32 der 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. SE 


DTieſer Nummer liegt der Titel, das Juhalts⸗ 


dreizehnten Jahrgange (1880) dieſer Zeitſchriſt bei. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß 


